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// Im Blickpunkth

In den Ausgaben 32 und 33 befassten sich bereits Waldenmaier/Ley, M�ller-Bonani/M�ntefering und Ziegler/Gey mit den

Mitbestimmungsrechten und der Arbeitnehmerbeteiligung u.a. bei Aufsichtsr�ten sowie in der SE. Mohr/Rehm runden

nunmehr das Bild ab und zeigen die Grundlagen und Grenzen bei der Bildung eines mitbestimmten Aufsichtsrats in der

GmbH auf Initiative des Betriebsrats auf. Die Neuerungen des j�ngsten EuGH-Urteils (Rs. H�tter) zur Gleichbehandlung

bei Altersuntergrenzen stellt Sagan in seinem BB-Kommentar dar.

Armin Fladung, Verantwortlicher Redakteur im Arbeitsrecht

// Standpunkt /
von Bettina Jumpertz,

RAin, stellvertretende Leite-

rin des Fachbereichs Recht

bei Watson Wyatt Heiss-

mann, Wiesbaden

Versorgungsausgleich: Keine Zeit
verlieren!

Viele Personalmanager denken, sie k�nnten

sich mit der Umsetzung des neuen Versor-

gungsausgleichsrechts Zeit lassen – bis zum

ersten Ausgleichsfall. Ab September kann das

jedoch in eine arge zeitliche Bedr�ngnis f�h-

ren. Die Familiengerichte setzen Fristen zur

Berechnung des Ehezeitanteils sowie zur Un-

terbreitung eines Vorschlags f�r den Aus-

gleichswert. Zudem k�nnen durch bestimmte

Handlungsweisen schnell unerw�nschte ar-

beitsrechtliche Bindungen entstehen, die

viele Arbeitgeber bei vorheriger reiflicher

�berlegungwohl nicht eingehenw�rden.

Jetzt lassen sich solche Nachteile noch vermei-

den. Personalmanager sollten daher sobald als

m�glich mit Vor�berlegungen beginnen und

die entscheidenden Weichen stellen. Das gilt

besonders bei folgenden Gestaltungsspielr�u-

men: Wahl der Teilungsvariante, Bestimmung

der abzugsf�higen Kosten, Wahl der externen

Teilung, Beschr�nkung des Risikoschutzes f�r

den ausgleichsberechtigten Ehegatten. Denn

hier geht es unmittelbar um die wirtschaft-

lichen und administrativen Folgen des Versor-

gungsausgleichs f�rdenArbeitgeber.

F�r fundierte Entscheidungen sind gege-

benenfalls versicherungsmathematische Be-

rechnungen sowie die Kalkulation von St�ck-

kosten vorzunehmen. Um die Gestaltungs-

spielr�ume rechtssicher umzusetzen, ist der

Betriebsrat wohl zumindest f�r die Wahl der

Teilungsvariante und die Bestimmung der

abzugsf�higenKosteneinzubinden.Unterneh-

men, die eine betriebliche Altersversorgung

�ber eine Direktzusage oder eine auf das Un-

ternehmen beschr�nkte Unterst�tzungskasse

anbieten, sind daher gut beraten, die gene-

relle Umsetzung des neuen Versorgungsaus-

gleichsrechts schnellstm�glich anzugehen.

Entscheidungen
BAG: Personalratsanh�rung bei

Wartezeitk�ndigung

Das BAG entschied in seinemUrteil vom23.4.2009

– 6 AZR 516/08 –wie folgt: Der Arbeitgeber ist bei

einer Wartezeitk�ndigung nicht verpflichtet, dem

Personalrat Sozialdaten, die bei vern�nftiger Be-

trachtung weder aus seiner Sicht noch aus Sicht

der Arbeitnehmervertretung f�r die Beurteilung

derWirksamkeit der K�ndigung eine Rolle spielen

k�nnen, mitzuteilen. Unterhaltspflichten des Ar-

beitnehmers sind deshalb ebenso wie dessen Le-

bensalter f�r die Wirksamkeit einer Wartezeitk�n-

digung inderRegelohneBedeutung.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1805-1

unterwww.betriebs-berater.de

BAG: Gleichbehandlung von Arbeitnehmern

bei freiwilligen Sonderzahlungen

Das BAG entschied in seinem Beschluss vom

5.8.2009 – 10 AZR 666/08 – wie folgt: Ist ein Ar-

beitgeber weder vertraglich noch aufgrund kol-

lektiver Regelungen zu Sonderzahlungen ver-

pflichtet, kann er frei entscheiden, ob und unter

welchen Voraussetzungen er seinen Arbeitneh-

mern eine zus�tzliche Leistung gew�hrt. Aller-

dings ist er an den arbeitsrechtlichen Grundsatz

der Gleichbehandlung gebunden. Er darf einzel-

nen Arbeitnehmern nur aus sachlichen Kriterien

eine Sonderzahlung vorenthalten. Stellt er sach-

fremd Arbeitnehmer schlechter, k�nnen diese

verlangen, wie die beg�nstigten Arbeitnehmer

behandelt zu werden. Dies gilt auch dann, wenn

der Arbeitgeber gegen das Maßregelungsverbot

in § 612a BGB verst�ßt und Arbeitnehmer von ei-

ner Sonderzahlung ausnimmt, weil diese in zu-

l�ssiger Weise ihre Rechte ausge�bt haben.
(PM BAG vom 5.8.2009)

BAG: Beweisverwertungsverbot bei

heimlichen Mith�ren

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

23.4.2009 – 6 AZR 189/08 – wie folgt: Das zivil-

rechtliche allgemeine Pers�nlichkeitsrecht des

Gespr�chspartners eines Telefongespr�chs ist

verletzt, wenn der andere einen Dritten durch ak-

tives Handeln zielgerichtet veranlasst, das Tele-

fongespr�ch heimlich mitzuh�ren. Aus der

rechtswidrigen Erlangung des Beweismittels

folgt ein Beweisverwertungsverbot. Der Dritte

darf nicht als Zeuge zum Inhalt der �ußerungen

des Gespr�chspartners vernommen werden, der

von dem Mith�ren keine Kenntnis hat.
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BAG: Wettbewerbsverbot – Aufhebung

durch Vergleich

Das BAG entschied in seinem Urteil vom

24.6.2009 – 10 AZR 707/08 – wie folgt: Die Klau-

sel in einem Aufhebungsvertrag „Damit sind alle

gegenseitigen Anspr�che aus dem Arbeitsver-

h�ltnis und seiner Beendigung, gleichg�ltig wel-

chen Rechtsgrundes, seien sie bekannt oder un-

bekannt, erledigt“ erfasst ein im Arbeitsvertrag

vereinbartes nachvertragliches Wettbewerbsver-

bot, wenn die Parteien des Aufhebungsvertrags

eine Vielzahl von Anspr�chen aus dem Arbeits-

verh�ltnis von der Ausgleichsklausel ausnehmen

und f�r das nachvertragliche Wettbewerbsverbot

und den Anspruch auf Karenzentsch�digung von

einer solchen Ausnahme absehen.

VolltextdesUrteils: // BB-ONLINE BBL2009-1805-3

unterwww.betriebs-berater.de

Gesetzgebung
Reform des Kontopf�ndungsschutzes

Am 1.7.2010 tritt das Gesetz zur Reform des Kon-

topf�ndungsschutzes in Kraft, nachdem es nun-

mehr verabschiedet wurde. Es f�hrt u. a. ein sog.

Pf�ndungsschutzkonto ein, auf dem ein Schuld-

ner f�r sein Guthaben einen automatischen Ba-

sispf�ndungsschutz in H�he seines Pf�ndungs-

freibetrags erh�lt.
(PM BDA 30.7.2009)

St�ndige Mitarbeiter im Arbeitsrecht: Prof. Dr. Burkhard Boemke, Leipzig; RA Dr. Anke Freckmann, K�ln; RA Dr. Mark Lembke, Frankfurt a.M.; RA Dr. Wolfgang Lipinski, M�nchen;
Prof. Dr. Dr. h. c. Manfred L�wisch, Freiburg i. Br.; RA Dr. Oliver Simon, Stuttgart; RA Dr. Stefan Simon, Frankfurt a.M.; Prof. Dr. Gregor Th�sing, Bonn
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